
 

 

Neufassung Satzung der 
Karnevalsgesellschaft Roetgen von 1954 e.V. 

 

Aktuell gültig 
 

Vorschlag Zukunft 

§ 1 
Name und Sitz des Vereins 

 
1. Der Verein wurde 1954 gegründet und führt den Namen: 
Karnevalsgesellschaft Roetgen von 1954 e.V.  
 
2. Der Verein hat seinen Sitz in Roetgen. 

 

§ 1 
Name, Sitz, Geschäftsjahr 

 
1. Der Verein hat den Namen  

 
Karnevalsgesellschaft Roetgen von 1954 e.V. 

 
Er ist im Vereinsregister eingetragen. 

 
2. Der Verein hat seinen Sitz in Roetgen. 
 
3. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

§ 2 
Sinn und Zweck der KG Roetgen 

 
Ist 
1. Die Pflege und Förderung des karnevalistischen Brauchtums, des 
Frohsinns, des Humors, sowie die Pflege der Kameradschaft und 
Geselligkeit.  
 
2. Die Kameradschaftliche und freundliche Zusammenarbeit mit allen 
Ortsvereinen im Interesse der Festigung der Dorfgemeinschaft.  
 
3. Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch die 
Veranstaltung von Karnevalsumzügen, Karnevalssitzungen, Masken- und 
Kostümbällen, sowie die Wahl und Ernennung eines Karnevalsprinzen / 
Prinzessin / Prinzenpaar / Dreigestirn, der oder die über das närrische Volk 
in der überlieferten Weise regieren.  
 

§ 2 
Zweck des Vereins 

 
1. Zweck des Vereins ist  

 
a. die Pflege, Förderung und Ausübung des karnevalistischen 

Brauchtums, des Frohsinns, des Humors sowie die Pflege der 
Kameradschaft und Geselligkeit; 
 

b. die kameradschaftliche und freundliche Zusammenarbeit mit allen 
Ortsvereinen im Interesse der Dorfgemeinschaft 

 
2. Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch 

 
a. die Veranstaltung von Karnevalsumzügen, -sitzungen, von Masken- 

und Kostümbällen; 



 

4. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige 
Zwecke im Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der 
Abgabenordnung. Er ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie 
eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur für die 
satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine 
Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch 
Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 
§ 3 

Politische Bestrebungen 
 

Sind völlig ausgeschlossen. Der Verein ist überparteilich, überkonfessionell 
und wendet sich gegen rassische Diskriminierung. 

 
§ 4 

Verbandszugehörigkeit 
 

Der Verein ist Mitglied im Verband der Karnevalsvereine Aachener 
Grenzlandkreise e.V. und somit Mitglied im Bund Deutscher Karneval e.V.. 

 

b. die Wahl und Ernennung eines/einer Karnevalsprinzen/-prinzessin/-
prinzenpaares/Dreigestirns, der/die/das über das närrische Volk in der 
überlieferten Weise regieren. 
 

3. Politische Bestrebungen sind ausgeschlossen. Der Verein ist überparteiisch, 
überkonfessionell und wendet sich gegen rassische Diskriminierung. 
 

4. Der Verein ist Mitglied im Verband der Karnevalsvereine Aachener 
grenzlandkreise e.V. und somit Mitglied im Bund Deutscher Karneval e.V.  

 

§ 2 Abs. 4 
 

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke 
im Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der 
Abgabenordnung. Er ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie 
eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur für die 
satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine 
Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch 
Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

§ 3 
Gemeinnützigkeit 

 
1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 

Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke” der Abgabenordnung. 
 

2. Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie 
eigenwirtschaftliche Zwecke. 
 

3. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des 
Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins 
fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt 
werden. 



 

§ 5 
Mitgliedschaft in der KG Roetgen 

 
Aufnahme von Mitgliedern  
 
Mitglieder sind aktive Mitglieder, fördernde Mitglieder, Kinder und 
Jugendliche unter 16 Jahren mit Zustimmung der Erziehungsberechtigten 
und Ehrenmitglieder.  
 
1. Aktives und förderndes Mitglied kann jeder werden, der das 16. 
Lebensjahr erreicht hat. Das Mitglied muss im Besitz der bürgerlichen 
Ehrenrechte sein.  
 
2. Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren werden nur nach Zustimmung 
der Erziehungsberechtigten aufgenommen. Sie werden in der 
„Jugendgruppe“ geführt, nehmen an den Versammlungen des Vereins 
nicht teil und haben kein Stimmrecht.  
 
3. Die Anmeldung muss schriftlich gegenüber einem Mitglied des 
Vorstandes erfolgen.  
 
4. Die Aufnahme erfolgt durch Abstimmung auf der folgenden 
Vorstandssitzung. Sie erfolgt mit Stimmenmehrheit. Auf Antrag eines 
Vorstandsmitgliedes wird geheim abgestimmt. Der Vorsitzende erklärt die 
Aufnahme.  
 
5. Aktive Mitglieder sind zur mithilfe bei Veranstaltungen verpflichtet. 
Wiederholte Ablehnung kann mit Ausschluss aus der Gesellschaft 
geahndet werden.  
 
6. Ehrenmitglieder können jederzeit vom Vorstand ernannt werden, wenn 
die Betreffenden sich mehrere Jahre uneigennützig Verdienste um die 
Gesellschaft erworben haben.  
 

§ 4 
Erwerb der Mitgliedschaft 

 
1. Ordentliches Mitglied kann jede natürliche Person werden. Über den 

schriftlichen Aufnahmeantrag, der mindestens gegenüber einem Mitglied des 
Vorstands nach § 26 BGB zu erfolgen hat, entscheidet der Vorstand nach 
§ 26 BGB nach freiem Ermessen. Die Ablehnung eines Aufnahmeantrages 
ist zu begründen. Der Aufnahmeantrag Minderjähriger bedarf der 
Unterschriften der gesetzlichen Vertreter. Gegen eine Ablehnung des 
Aufnahmeantrages durch den Vorstand i.S.d. § 26 BGB kann der 
Antragsteller den Gesamtvorstand anrufen. Dieser entscheidet endgültig. 
 

2. Es gibt folgende Mitgliedschaften: 
 

a. Aktive Mitgliedschaft: 
 
Aktives Mitglied kann jede natürliche Person werden, die das 16. 
Lebensjahr vollendet hat. 
 

b. Jugendmitgliedschaft: 
 
Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren können nur mit Zustimmung 
des/der gesetzlichen Vertreter(s) aufgenommen werden, der/die den 
Aufnahmeantrag mit zu unterzeichnen haben/hat. Sie werden in der 
„Jugendgruppe“ geführt und haben in der Mitgliederversammlung 
kein Stimmrecht.  
 

c. Fördernde Mitgliedschaft: 
 
Förderndes Mitglied kann jede natürliche Person werden, die das 16. 
Lebensjahr vollendet hat und die dem Verein angehören will, ohne 
sich in ihm aktiv zu betätigen. 
 

d. Ehrenmitgliedschaft: 
 



 

7. Der Vorstand beschließt Eintritts- und Beitragsbefreiungen aus 
besonderem Anlass. Die Erstattung von Unkosten, die bei der Vorbereitung 
von Veranstaltungen einem Mitglied durch Beauftragung entstehen, kann 
vom Vorstand beschlossen werden. 

 

Personen, die sich um den Verein besonders verdient gemacht 
haben, können durch den Gesamtvorstand zu Ehrenmitgliedern 
ernannt werden. Die Ernennung zu Ehrenmitgliedern erfolgt auf 
Lebenszeit, sie bedarf einer Mehrheit von 2/3 der abgegebenen 
Stimmen. 
 

§ 6 
Erlöschen der Mitgliedschaft 

 
Die Mitgliedschaft erlischt  

 
1. Durch Erklärung des Austritts gegenüber einem Vorstandsmitglied durch 
das Mitglied. Der Austritt kann jederzeit erfolgen. Der Beitrag für das 
laufende Kalenderjahr ist zu entrichten. Eine teilweise Rückerstattung ist 
ausgeschlossen.  
 
2. Durch Ausschluss. Der Ausschluss aus der Gesellschaft kann erfolgen  
a) bei Verstoß gegen die Satzung.  
b) bei schlechtem Benehmen, das den Ruf der Gesellschaft schädigt.  
c) bei unentschuldigtem Fernbleiben aktiver Mitglieder bei Veranstaltungen, 
wodurch der Verlauf der Veranstaltung erschwert oder gefährdet wird.  
d) bei längerem Fernbleiben aktiver Mitglieder von Veranstaltungen, 
Vorstandssitzungen und dergleichen (Zeitdauer mindestens 6 Monate), 
vom Protokollführer ist deshalb immer eine Anwesenheitsliste zu erstellen. 

 

§ 5  
Beendigung der Mitgliedschaft 

 
1. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Streichung von der Mitgliederliste, 

Ausschluss oder Tod. 
 

2. Der Austritt ist gegenüber einem Mitglied des Vorstands schriftlich zu 
erklären. Er kann nur unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum 
Schluss eines Geschäftsjahres erklärt werden. 
 

3. Ein Mitglied kann auf Beschluss des Gesamtvorstands aus dem Verein 
ausgeschlossen werden, wenn es in grober Weise die Interessen des 
Vereins verletzt. Ein Ausschluss kommt insbesondere in Betracht 
 

a. wegen erheblicher Verletzung satzungsgemäßer Verpflichtungen, 
 

b. wegen eines schweren Verstoßes gegen die Interessen des Vereins 
oder 
 

c. wegen anhaltenden Verstoßes gegen die mitgliedschaftlichen 
Pflichten, insbesondere bei längerem Fernbleiben aktiver Mitglieder 
von Veranstaltungen und Versammlungen (mindestens 6 Monate). 

 
4. Der Gesamtvorstand muss vor der Beschlussfassung dem Mitglied 

Gelegenheit geben, sich mündlich oder schriftlich zu äußern; hierzu ist das 
Mitglied unter Einhaltung einer Mindestfrist von zehn Tagen schriftlich 
aufzufordern. Die Entscheidung über den Ausschluss ist schriftlich zu 
begründen und dem Mitglied mitzuteilen. Gegen die Entscheidung kann das 
Mitglied Berufung an die Mitgliederversammlung einlegen. Die Berufung 



 

muss schriftlich und innerhalb einer Frist von drei Wochen nach Absendung 
der Entscheidung gegenüber dem Vorstand erfolgen. Die 
Mitgliederversammlung entscheidet endgültig. 
 

§ 7 
Mitgliedsbeiträge 

 
Der Jahresbeitrag beträgt zurzeit 20,00 Euro für die Einzelmitgliedschaft 
und 40,00 Euro für die Familienmitgliedschaft (2 Erwachsene und Kinder 
bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres). Beitragserhöhungen werden 
durch die Generalversammlung (Jahreshauptversammlung) beschlossen. 

 

§ 6 
Mitgliedsbeiträge 

 
1. Von den Mitgliedern werden Jahresbeiträge erhoben. Die Höhe des 

Jahresbeitrages sowie deren Fälligkeit werden von der 
Mitgliederversammlung bestimmt. Die Mitgliederversammlung kann auch 
besondere Mitgliedsbeiträge beschließen (z.B. Familienmitgliedschaften). 
 

2. Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit. 
 

3. Auf Beschluss des Gesamtvorstandes können Mitglieder in begründeten 
Fällen von der Zahlung von Jahresbeiträgen befreit werden. 
 

4. Näheres kann in einer Beitragsordnung geregelt werden. 
 

§ 5 Abs. 5 
 

Aktive Mitglieder sind zur mithilfe bei Veranstaltungen verpflichtet. 
Wiederholte Ablehnung kann mit Ausschluss aus der Gesellschaft 
geahndet werden. 

 

§ 7 
Rechte und Pflichten 

 
1. Mit dem Antrag auf Mitgliedschaft erkennen die Mitglieder den Inhalt der 

Satzung und der sonstigen Vereinsordnungen an. Die Mitglieder sind 
verpflichtet, die Ziele und Interessen des Vereins zu unterstützen sowie die 
Beschlüsse und Anordnungen der Vereinsorgane zu befolgen. 
 

2. Jedes Mitglied ist verpflichtet, sich nach der Satzung und den weiteren 
Ordnungen des Vereins zu verhalten. Alle Mitglieder sind zu gegenseitiger 
Rücksichtnahme verpflichtet. 
 

3. Die Mitglieder sind verpflichtet, dem Vorstand eine ladungsfähige postalische 
Anschrift sowie eine E-Mail-Adresse mitzuteilen und den Vorstand über jede 
Änderung ihres Namens und/oder ihrer Adressdaten unverzüglich zu 
informieren. 



 

§ 8 
Leitung des Vereins 

 
Der Verein wird geleitet  
a) durch die Jahreshauptversammlung  
b) durch den geschäftsführenden Vorstand 

 

§ 8 
Organe 

 
Die Organe des Vereins sind 
 
- der Vorstand und 
- die Mitgliederversammlung. 

 
§ 9 

Geschäftsführender Vorstand 
 
Der geschäftsführende Vorstand besteht aus  
a) dem 1. Vorsitzenden  
b) dem 1. Geschäftsführer  
c) dem 1. Kassierer 
 

§ 10 
Erweiterter Vorstand 

 
Der erweiterte Vorstand ist verantwortlich für alle Veranstaltungen. 
 
Zum erweiterten Vorstand gehören.  
a) die Mitglieder des geschäftsführenden Vorstandes  
b) der Präsident  
c) der amtierende Prinz / Prinzessin / Prinzenpaar / Dreigestirn  
d) der 2. Vorsitzende  
e) der 2. Geschäftsführer  
f) der 2. Kassierer  
g) 2 Programmgestalter  
h) der Zeugwart 
 

§ 14 
Wahlen  

 

§ 9  
Vorstand 

 
1. Der Gesamtvorstand besteht aus 

 
a. dem/der Vorsitzenden für Finanzen, 
b. dem/der Vorsitzenden für Verwaltung, 
c. dem/der Vorsitzenden für Programm, 
d. dem/der Vorsitzenden für Mitglieder, 
e. dem/der Vorsitzenden für Tanzen, 
f. dem/der Vorsitzenden für Infrastruktur und 
g. dem/der Vorsitzenden für Marketing und Öffentlichkeitsarbeit. 

 
2. Der Vorstand i.S.d. § 26 BGB besteht aus drei Vorstandsmitgliedern. Zwei 

von ihnen sind die vorstehend unter Abs. 1 lit. a. und b. genannten 
Vorstandsmitglieder. Das dritte Vorstandmitglied wird vom Gesamtvorstand 
aus seiner Mitte mit einfacher Mehrheit gewählt. § 12 Abs. 6 findet 
entsprechende Anwendung. Vertretungsberechtigt sind je zwei dieser 
Vorstandsmitglieder gemeinsam. Durch Beschluss der 
Mitgliederversammlung können Vorstandsmitglieder von den 
Beschränkungen des § 181 BGB befreit werden. 
 

3. Wählbar als Vorstandsmitglied sind nur Mitglieder des Vereins, die das 18. 
Lebensjahr vollendet haben. 
 

4. Die Mitglieder des Gesamtvorstands werden von der Mitgliederversammlung 
für die Dauer von zwei Jahren gewählt. Wiederwahl ist möglich. Die Mitglieder 



 

Wahlen finden jährlich während der Jahreshauptversammlung statt, wobei 
der geschäftsführende Vorstand alle zwei Jahre in den ungeraden Jahren 
gewählt wird. Der erweiterte Vorstand wird alle zwei Jahre in den geraden 
Jahren gewählt. Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Mitgliedes des 
erweiterten Vorstands bestimmt der geschäftsführende Vorstand einen 
vorläufigen Vertreter bis zur Jahreshauptversammlung. Es werden 
zusätzlich, jährlich zwei Kassenprüfer und ein Vertreter gewählt. 

des Gesamtvorstands werden von der Mitgliederversammlung pro Amt im 
gesonderten Wahlgang bestimmt. Die jeweils amtierenden 
Vorstandsmitglieder bleiben nach Ablauf ihrer Amtszeit so lange im Amt, bis 
ihre Nachfolger gewählt sind. 
 

5. Mit der Beendigung der Vereinsmitgliedschaft endet auch die Mitgliedschaft 
im Vereinsvorstand. Scheidet ein Mitglied des Vorstands vorzeitig aus, so 
bestimmen die verbleibenden Vorstandsmitglieder für die restliche 
Amtsdauer einen Nachfolger. 
 

6. Die Mitglieder des Gesamtvorstands haften dem Verein gegenüber nur für 
vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten. Werden Vorstandsmitglieder 
aufgrund ihrer Vorstandstätigkeit von Dritter Seite in Anspruch genommen, 
stellt der Verein das betroffene Vorstandsmitglied von diesen Ansprüchen 
frei, sofern das Vorstandsmitglied nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig 
handelte. 

 
§ 11 

Teilnahme und Anhörungsrecht bei Vorstandssitzungen 
 

Jedes Mitglied hat dieses Recht, in den es selbst betreffenden, direkten 
Angelegenheiten. 

 
§ 12 

Stimmrecht in Vorstandssitzungen 
 
haben,  
a) alle Mitglieder des geschäftsführenden Vorstands  
b) alle Mitglieder des erweiterten Vorstands  
c) die Sprecher der Gruppen (Tanzgarde, Elferrat, Prinzengarde, Freie 
Garde, usw.), in den sie betreffenden Angelegenheiten. 

 

§ 10 
Vorstandssitzungen und Beschlussfassung 

 
(1) Die Einladung zu Vorstandssitzungen erfolgt schriftlich oder per E-Mail mit 

einer Frist von mindestens zwei Wochen durch den Vorsitzenden für 
Finanzen, ersatzweise den Vorsitzenden für Verwaltung. Eine Verkürzung 
der Ladungsfrist ist mit Zustimmung sämtlicher Vorstandsmitglieder möglich. 
Die Zustimmung gilt mit dem Erscheinen zur Vorstandssitzung als erteilt. 
Nach Maßgabe der Regelungen in Satz 1 bis 3 können Vorstandssitzungen 
auch fernmündlich oder in elektronischer Form (z.B. per Videokonferenz) 
erfolgen. 

 
(2) Vorstandssitzungen sind beschlussfähig, wenn mindestens 2/3 der 

Vorstandsmitglieder anwesend sind. Beschlüsse des Vorstands werden mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, sofern diese Satzung 
oder zwingende gesetzliche Vorschriften nichts Abweichendes vorsehen. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden für Finanzen, 



 

ersatzweise des Vorsitzenden für Verwaltung, weiter ersatzweise des dritten 
Vorstandsmitglied nach § 26 BGB. 

 
(3) Beschlüsse des Vorstands können auch ohne Einhaltung von Ladungsfristen 

schriftlich, fernmündlich oder in Textform (z.B. per E-Mail) gefasst werden 
(Umlaufverfahren), wenn alle Vorstandsmitglieder zu diesem Verfahren ihre 
Zustimmung erklären. Die Stimmabgabe im Umlaufverfahren gilt als 
Zustimmung. 

 
§ 15 

Jahreshauptversammlung 
 

Die Jahreshauptversammlung findet nach Abschluss der Session statt. Ein 
Mitglied des geschäftsführenden Vorstandes lädt hierzu, schriftlich mit 
Tagesordnung ein. Die Einladungsfrist beträgt mindestens zwei Wochen. 
Auf Antrag von ¼ der Mitglieder muss eine außerordentliche Versammlung 
einberufen werden. Die Jahreshauptversammlung wird von dem gewählten 
Versammlungsleiter bis zur Wahl des neuen Vorsitzenden geleitet. Andere 
Versammlungen werden vom 1. Vorsitzenden oder einem anderen 
Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied vorhanden, wird aus 
der Versammlung ein Versammlungsleiter gewählt. Die Versammlung ist 
bei satzungsgemäßer Einberufung immer beschlussfähig. 

 
§ 16 

Aufgaben der Jahreshauptversammlung 
 

a) Wahl eines Versammlungsleiters  
b) Entgegennahme der Vorstandsberichte  
c) Entlastung des Vorstandes  
d) Bestätigung, bzw. Neuwahl des geschäftsführenden Vorstandes e) 
Bestätigung, bzw. Neuwahl der übrigen Mitglieder des erweiterten 
Vorstandes  
f) Neuwahl der Kassenprüfer mit einem Vertreter  
g) Änderung der Satzung  
h) Abstimmung über Anträge  

§ 11  
Einberufung und Aufgaben der Mitgliederversammlung 

 
(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung ist mindestens einmal jährlich 

einzuberufen. Ort, Termin und Tagesordnung bestimmt der Vorstand i.S.d. 
§ 26 BGB. 
 

(2) Mitgliederversammlungen sind ferner einzuberufen, wenn das Interesse des 
Vereins es erfordert oder die Einberufung mindestens in Textform von 
mindestens ¼ der Mitglieder unter Angabe einer begründeten Tagesordnung 
vom Vorstand i.S.d. § 26 BGB verlangt wird (außerordentliche 
Mitgliederversammlung). Die beantragte Tagesordnung ist verpflichtend zu 
übernehmen. 
 

(3) Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt schriftlich und/oder per 
E-Mail bei Mitgliedern, die eine E-Mail-Adresse angegeben haben, durch den 
und nach Wahl des Vorstands i.S.d. § 26 BGB mit einer Einladungsfrist von 
vier Wochen. Die Frist beginnt am Tage der Versendung der Einladung. Eine 
schriftliche Einladung erfolgt an die von dem Mitglied zuletzt schriftlich 
mitgeteilte Adresse, eine Einladung per E-Mail erfolgt in Textform an die von 
dem Mitglied zuletzt in Textform mitgeteilte E-Mail-Adresse. Der Versuch der 
Zustellung entsprechend der Vorgabe des vorstehenden Satzes genügt. 
 

(4) Jedes Mitglied kann bis spätestens zwei Wochen vor dem Tag der 
Mitgliederversammlung beim Vorstand i.S.d. § 26 BGB schriftlich oder per E-
Mail beantragen, dass weitere Angelegenheiten auf die Tagesordnung 



 

 
Über den wesentlichen Inhalt von Anträgen und Beschlüssen ist ein 
Protokoll anzufertigen. Protokollführer ist in der Regel der Geschäftsführer. 
Es kann von der Versammlung bei Verhinderung des Protokollführers ein 
anderes Vorstandsmitglied bestimmt werden. 

 
§ 21 

Satzungsänderungen 
 

Änderungsvorschläge für die Satzung sind den Mitgliedern mit Begründung 
mit der schriftlichen Einladung zur Jahreshauptversammlung 
anzukündigen. Die Satzungsänderungen werden mit Mehrheit auf der 
Jahreshauptversammlung beschlossen. 

 
 

gesetzt werden. Eine hieraus folgende Änderung der Tagesordnung ist 
spätestens zu Beginn der Mitgliederversammlung bekanntzugeben. Der 
Vorstand kann sie vorab den Mitgliedern per E-Mail bekanntgeben. Anträge 
zur Wahl oder Abwahl von Vorstandsmitgliedern, Änderung der Satzung oder 
Auflösung des Vereins, die nicht bereits in der fristgemäßen Einladung nach 
Satz 1 angekündigt wurden, sind von einer Ergänzung der Tagesordnung 
ausgeschlossen und können erst auf der nächsten Mitgliederversammlung 
behandelt werden. 
 

(5) Aufgaben der Mitgliederversammlung sind unter anderem: 
 

a. die Wahl der Vorstandsmitglieder und deren Entlastung; 
b. die Änderung oder Neufassung der Satzung und einer etwaigen 

Beitragsordnung sowie weiterer Ordnungen; 
c. die Beschlussfassung über die Höhe und Fälligkeit der 

Mitgliedsbeiträge; 
d. die Beschlussfassung über Beschwerden gegen den Ausschluss 

von Vereinsmitgliedern; 
e. die Genehmigung des Haushaltsplans und Entgegennahme des 

Jahresberichts und sonstiger Berichte des Vorstands; 
f. die Wahl der Kassenprüfer; 
g. sämtliche sonstigen der Mitgliederversammlung durch Gesetz oder 

an anderer Stelle der Satzung übertragenen Aufgaben. 
 

(6) Der Vorstand i.S.d. § 26 BGB ist berechtigt, nach seinem Ermessen 
Mitgliedern die Teilnahme an der Versammlung ohne Anwesenheit am 
Versammlungsort auf elektronischem Weg zu ermöglichen oder die 
Mitgliederversammlung vollständig auf elektronischem Weg durchzuführen. 

 
§ 15 

Jahreshauptversammlung 
 

Die Jahreshauptversammlung findet nach Abschluss der Session statt. Ein 
Mitglied des geschäftsführenden Vorstandes lädt hierzu, schriftlich mit 
Tagesordnung ein. Die Einladungsfrist beträgt mindestens zwei Wochen. 

§ 12 
Ablauf der Mitgliederversammlung und Beschlussfassung 

 
(1) Zur Teilnahme an der Mitgliederversammlung sind alle Mitglieder des Vereins 

berechtigt. Durch Beschluss der Mitgliederversammlung können Gäste zur 
Anwesenheit berechtigt werden. 



 

Auf Antrag von ¼ der Mitglieder muss eine außerordentliche Versammlung 
einberufen werden. Die Jahreshauptversammlung wird von dem gewählten 
Versammlungsleiter bis zur Wahl des neuen Vorsitzenden geleitet. Andere 
Versammlungen werden vom 1. Vorsitzenden oder einem anderen 
Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied vorhanden, wird aus 
der Versammlung ein Versammlungsleiter gewählt. Die Versammlung ist 
bei satzungsgemäßer Einberufung immer beschlussfähig. 

 
§ 16 

Aufgaben der Jahreshauptversammlung 
 
a) Wahl eines Versammlungsleiters  
b) Entgegennahme der Vorstandsberichte  
c) Entlastung des Vorstandes  
d) Bestätigung, bzw. Neuwahl des geschäftsführenden Vorstandes e) 
Bestätigung, bzw. Neuwahl der übrigen Mitglieder des erweiterten 
Vorstandes  
f) Neuwahl der Kassenprüfer mit einem Vertreter  
g) Änderung der Satzung  
h) Abstimmung über Anträge  
 
Über den wesentlichen Inhalt von Anträgen und Beschlüssen ist ein 
Protokoll anzufertigen. Protokollführer ist in der Regel der Geschäftsführer. 
Es kann von der Versammlung bei Verhinderung des Protokollführers ein 
anderes Vorstandsmitglied bestimmt werden. 
 

§ 21 
Satzungsänderungen 

 
Änderungsvorschläge für die Satzung sind den Mitgliedern mit Begründung 
mit der schriftlichen Einladung zur Jahreshauptversammlung 
anzukündigen. Die Satzungsänderungen werden mit Mehrheit auf der 
Jahreshauptversammlung beschlossen. 

 

(2) Die Mitgliederversammlung wird durch den Vorsitzenden für Finanzen, bei 
dessen Verhinderung durch den Vorsitzenden für Verwaltung, weiter 
ersatzweise durch das dritte Vorstandsmitglied i.S.d. § 26 BGB geleitet. Ist 
auch dieses nicht anwesend, wählt die Versammlung aus ihrer Mitte einen 
Versammlungsleiter. Zu Beginn der Mitgliederversammlung ist durch den 
Vorstand i.S.d. § 26 BGB ein Protokollführer zu bestimmen und sind etwaige 
Änderungen der Tagesordnung durch den Versammlungsleiter 
bekanntzugeben. 
 

(3) Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist ohne 
Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Stimm- 
und wahlberechtigt sind alle anwesenden Mitglieder, wobei Kinder und 
Jugendliche unter 16 Jahren (Jugendmitgliedschaft) kein Stimmrecht haben. 
Jedes stimmberechtigte Mitglied hat eine Stimme. Das Stimmrecht ist nicht 
übertragbar und kann nicht durch einen Bevollmächtigten wahrgenommen 
werden. 
 

(4) Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden – soweit das Gesetz oder 
diese Satzung nichts anderes bestimmen – mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen der stimmberechtigten Mitglieder gefasst. 
Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen gelten als nicht abgegebene 
Stimmen. Über Satzungsänderungen und die Auflösung des Vereins kann in 
der Mitgliederversammlung nur abgestimmt werden, wenn auf diesen 
Tagesordnungspunkt bereits in der Einladung zur Mitgliederversammlung 
hingewiesen wurde. Zur Änderung der Satzung ist eine Mehrheit von 2/3 der 
abgegebenen Stimmen erforderlich. 
 

(5) Die Stimmabgabe in der Mitgliederversammlung erfolgt durch Handzeichen 
der anwesenden Mitglieder. Abweichend von Satz 1 erfolgt eine schriftliche 
Stimmabgabe, wenn auf Befragen des Versammlungsleiters mindestens ein 
Viertel der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder eine solche geheime 
Wahl verlangt. Der Versammlungsleiter hat die Befragung der 
Mitgliederversammlung nur auf Antrag eines oder mehrerer anwesender 
Mitglieder durchzuführen. Auf die Frage des Versammlungsleiters erklären 
sich die eine geheime Wahl verlangenden Mitglieder durch Handzeichen. 



 

(6) Bei Wahlen gewählt sind die Kandidaten, die die einfache Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen erhalten. Bei Stimmengleichheit erfolgt zwischen den 
stimmgleichen Kandidaten eine Stichwahl. Bei erneuter Stimmengleichheit 
entscheidet das Los. 
 

(7) Die Beschlüsse und Wahlergebnisse der Mitgliederversammlung sind zu 
protokollieren und vom Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu 
unterzeichnen. Die Protokolle sind aufzubewahren. 
 

(8) Der Vorstand ist berechtigt, Mitgliedern die Stimmabgabe ohne Teilnahme an 
der Mitgliederversammlung in schriftlicher Form vor der Versammlung oder 
auf elektronischem Weg vor oder während der Versammlung zu ermöglichen. 
 

(9) Die Mitglieder können Beschlüsse auch ohne Mitgliederversammlung auf 
schriftlichem oder elektronischem Weg fassen (Umlaufverfahren), wenn 
sämtliche Mitglieder am Umlaufverfahren beteiligt wurden. Die Durchführung 
des Umlaufverfahrens und den Verfahrensablauf legt der Vorstand fest. Eine 
Beschlussfassung im Umlaufverfahren ist wirksam, wenn mindestens die 
Hälfte der Mitglieder ihre Stimme innerhalb einer durch den Vorstand 
bestimmten Frist in Textform abgegeben hat. Ungültige Stimmen gelten im 
Umlaufverfahren als abgegebene Stimmen und als Enthaltung. Das 
Beschlussergebnis des Umlaufverfahrens ist durch den Vorstand den 
Mitgliedern innerhalb von 14 Tagen nach Fristablauf bekannt zu geben. 
Unwirksame Umlaufverfahren können – auch mehrfach – wiederholt werden. 

 
§ 13 

Gruppen 
 

durch Vorstandsbeschluss können im Verein einzelne Gruppen nach 
Bedarf gebildet werden. Die Gruppen dürfen eigenmächtig nicht bei 
vereinsfremden Veranstaltungen mitwirken, sondern bedürfen hierzu der 
Zustimmung des Vorstandes. Entscheidungen einer Gruppe, die den 
Verein verpflichten oder berechtigen, sind ohne Zustimmung des 
Vorstandes grundsätzlich nicht zulässig. Die Gruppen haben die Pflicht, 
den Vorstand über wichtige Angelegenheiten unverzüglich zu informieren. 

§ 13 
Gruppen 

 
(1) Durch Beschluss des Gesamtvorstandes können im Verein einzelne 

Gruppen nach Bedarf gebildet werden. Über den Beitritt von einzelnen 
Mitgliedern in die Gruppen entscheidet der Vorstand i.S.d. § 26 nach 
Beratung im Gesamtvorstand. Voraussetzung für diesen Beitritt ist eine 
Mitgliedschaft. 
 



 

 (2) Die Gruppen dürfen eigenmächtig nicht bei vereinsfremden Veranstaltungen 
mitwirken, sondern bedürfen hierzu der Zustimmung des Vorstandes i.S.d. 
§ 26 BGB. 
 

(3) Die Gruppen haben die Pflicht, den Vorstand i.S.d. § 26 BGB über wichtige 
Angelegenheiten unverzüglich zu informieren. Sie wählen aus ihrer Mitte 
heraus jeweils einen Sprecher/eine Sprecherin, die insbesondere dem 
Vorstand als Ansprechpartner/in zur Verfügung steht. 

 
§ 17 

Rechnungsprüfer 
 

Die Rechnungsprüfer haben die Pflicht, mindestens einmal im Jahr die 
Rechnungsunterlagen des Vereins zu prüfen. Der 1. Kassierer hat einen 
Kassenbericht den Rechnungsprüfern bis spätestens zum 30. April eines 
jeden Jahres vorzulegen. Die Mitgliederversammlung ist über das Ergebnis 
zu unterrichten. 

 

§ 14 
Kassenprüfer/in 

 
(1) Die Mitgliederversammlung wählt für jedes Geschäftsjahr einen 

Kassenprüfer sowie einen stellvertretenden Kassenprüfer, die weder dem 
Vorstand angehören noch Angestellte des Vereins sein dürfen. Der 
Kassenprüfer, im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter, prüft die 
Buchführung und den Jahresabschluss, berichtet über die 
Prüfungsergebnisse in der Mitgliederversammlung. 

 

(2) Die Wiederwahl des Kassenprüfers und des stellvertretenden Kassenprüfers 
ist zulässig. 

 
§ 18 

Haftung der Gesellschaft1 
 

Der Verein haftet nur mit seinem Vereinsvermögen gegenüber Dritten. 
 

§ 15 
Haftung 

 
(1) Ehrenamtlich Tätige und Organ- oder Amtsträger, haften für Schäden 

gegenüber Mitgliedern und gegenüber dem Verein, die sie in Erfüllung ihrer 
Tätigkeit verursachen, nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit, sofern nicht 
zwingende gesetzliche Regelungen entgegenstehen. 
 

 
1 Anmerkung: Die alte Regelung nach § 18 (Haftung) ist m.E. wegen Verstoßes gegen § 31 BGB unwirksam (Vgl. § 40 BGB). Die Vorschrift betrifft die Verantwortlichkeit des Vereins gegenüber 
Außenstehenden, die die Vereinsmitglieder nicht – zulasten Dritter! – ausschließen können. Anders geregelt werden kann dies nur individualvertraglich mit Dritten. 
 



 

(2) Sofern nicht zwingende gesetzliche Regelungen entgegenstehen, haftet der 
Verein gegenüber den Mitgliedern im Innenverhältnis nicht für fahrlässig 
verursachte Schäden, die Mitglieder bei der Ausübung ihrer 
Vereinsaktivitäten, aus der Teilnahme bei Vereinsveranstaltungen oder durch 
die Benutzung von Anlagen oder Einrichtungen des Vereins erleiden, soweit 
solche Schäden nicht durch Versicherungen des Vereins abgedeckt sind. 

 
§ 19 

Session 
 

Die Session beginnt am 11.11. eines jeden Jahres, sie endet mit dem 
Schluss der Karnevalszeit. Im übrigen Jahr werden keine Uniformen und 
Kostüme getragen. Ausnahmen sind durch Beschluss des Vorstandes 
möglich. Weitere Veranstaltungen können nach Wunsch und Bedarf 
durchgeführt werden. Sie sollen mit den anderen dörflichen Vereinen 
abgestimmt werden 

 

§ 16 
Session 

 
Die Session beginnt am 11.11. eines jeden Jahres, sie endet mit dem Schluss der 
Karnevalszeit. Im übrigen Jahr werden keine Uniformen und Kostüme getragen. 
Ausnahmen sind durch Beschluss des Vorstandes i.S.d. § 26 BGB möglich. 
Weitere Veranstaltungen können auf Wunsch und nach Bedarf durchgeführt 
werden. Sie sollen mit den anderen dörflichen Vereinen abgestimmt werden. 
 

§ 20 
Auflösung der KG Roetgen 1954 e.V. 

 
Die Karnevalsgesellschaft kann durch Mitgliederbeschluss auf der 
Jahreshauptversammlung aufgelöst werden. Hierzu bedarf es der 
Anwesenheit von mindestens 2/3 aller Mitglieder. Es müssen von den 
anwesenden Mitgliedern mindestens 3/4 hierfür stimmen. Bei Auflösung 
des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zweckes, fällt das 
Vermögen des Vereins an die Gemeinde Roetgen, die es ausschließlich 
und unmittelbar zur Förderung des Brauchtums in der Gemeinde Roetgen 
zu verwenden hat. 

 

§ 17 
Auflösung des Vereins und Vermögensbindung 

 
(1) Für den Beschluss, den Verein aufzulösen, müssen 2/3 aller Mitglieder in der 

beschlussfassenden Mitgliederversammlung anwesend sein. Zudem ist eine 
3/4-Mehrheit der in der Mitgliederversammlung anwesenden Mitglieder 
erforderlich. Der Beschluss kann nur nach rechtzeitiger Ankündigung in der 
Einladung zur Mitgliederversammlung gefasst werden. 
 

(2) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall 
steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an die Gemeinde 
Roetgen, die es unmittelbar und ausschließlich zur Förderung des 
Brauchtums in der Gemeinde Roetgen zu verwenden hat. 

 
 
 
 
 



 

Organigramm zur neuen Vorstandsstruktur: 



 
 

 

Beitragsordnung 
 
§ 1 Grundsatz 
Grundlage für die Regelungen in dieser Beitragsordnung ist der § 6 der Satzung in der Fassung vom 
XX.XX.XXXX. Auf Grundlage dieser Ermächtigung hat die ordentliche Mitgliederversammlung vom 
XX.XX.XXX nachstehende Beitragsordnung erlassen. 
Diese Beitragsordnung ist nicht Bestandteil der Satzung. Sie regelt die Beitragsverpflichtungen der 
Mitglieder. Sie kann nur von der Mitgliederversammlung des Vereins geändert werden. 
 
§ 2 Fälligkeit des Beitrags 
Der festgelegte Mitgliedsbeitrag ist zum XX.XX.XXXX. eines jeden Jahres fällig. 
Der Gesamtvorstand ist berechtigt, in geeigneten Fällen Mitgliedsbeiträge ganz oder teilweise zu erlassen 
oder zu stunden. Ein Rechtsanspruch des Mitglieds auf Ratenzahlung und/oder Stundung des Beitrags 
besteht nicht. 
Ehrenmitglieder sind von der Pflicht zur Zahlung von Mitgliedsbeiträgen befreit. 
 
§ 3 Zahlungsform 
Der Beitrag wird im SEPA-Lastschriftverfahren eingezogen. Die Mitglieder sind verpflichtet, dem Verein 
bei Aufnahme in den Verein eine Einzugsermächtigung zu erteilen.  
Änderungen der persönlichen Daten sind dem Vorstand unverzüglich mitzuteilen. Das Mitglied hat für 
ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen. Kann der Bankeinzug aus Gründen, die das Mitglied zu 
vertreten hat, nicht erfolgen, sind die dem Verein dadurch entstehenden Bankgebühren vom Mitglied zu 
erstatten. 
 
§ 4 Höhe der Beiträge 
1. Es gelten die von der Mitgliederversammlung jeweils beschlossenen Beitragshöhen. 
2. Ehrenmitglieder sind beitragsfrei. 
3. Familienmitgliedschaften umfassen mindestens zwei Personen aus einem Haushalt. Kinder und 

Jugendliche scheiden mit Vollendung des 20. Lebensjahres zum nächsten 01.04. eines Jahres aus 
der Familienmitgliedschaft aus. Neugeborene Kinder müssen in Eigenverantwortung zur 
Familienmitgliedschaft gemeldet werden. 

4. Der Gesamtvorstand ist berechtigt, in geeigneten Fällen Mitgliedsbeiträge ganz oder teilweise zu 
erlassen oder zu stunden. Ein Rechtsanspruch des Mitglieds auf Ratenzahlung und/oder Stundung 
des Beitrags besteht nicht 

§ 5 Kündigung der Mitgliedschaft 
Hat ein Mitglied seine Mitgliedschaft gekündigt, ist der Beitrag für das laufende Kalenderjahr zu entrichten. 
Eine teilweise Rückerstattung ist ausgeschlossen.  
 
§ 6 Inkrafttreten 
Diese Verordnung tritt mit entsprechender Beschlussfassung in Kraft. 
 


